
Eine behelfsm äßige W ahlkabine w ar aufgestellt. H ier 
lag auch ein B leistift aus. Trotzdem  w ar das B etreten 
der W ahlkabine nu r erschw ert möglich. Der W ähler, 
der das W ahllokal aufsuchte, bekam  zunächst seine 
beiden W ahlzettel ausgehändigt und w urde an den 
L istenführer w eitergeleitet. D ort w urde sein Name ab­
gehakt und er gleichzeitig aufgefordert, seine Stim m ­
zette l zu fa lten  und in die W ahlurne einzuwerfen. W er 
in die Kabine gehen wollte, m ußte sich h ier e rs t heraus- 
lösen und in die Kabine gehen. N ur sehr wenige W ähler 
haben sich aus den zum Teil in einer Schlange anstehen­
den Menschen ta tsäch lich  herausgelöst und sind in die 
W ahlkabine gegangen. Eine A ufforderung, die W ahl­
kabine zu benutzen oder einen Hinweis darauf, daß dem 
W ähler nach dem W ahlgesetz dieses Recht zusteht, ist 
niemals ausgesprochen worden.
Bei der S tim m auszählung w urden durchkreuzte S tim m ­
zettel als ungültig  gew ertet; die wenigen Stim m zettel, 
auf denen ein „Nein“ verm erk t war, w urden rich tig  als 
Gegenstimmen gezählt.
Ich  mache noch darauf aufm erksam , daß zugleich die 
fü r  den betreffenden W ahlkreis festgelegten K andidaten 
fü r  den K reistag  und die K andidaten fü r  die Gemeinde­
vertre tung  gew ählt wurden. F ü r jede dieser V ertre­
tungen w aren andersfarbige Stim m zettel vorgesehen. 
In  den Sonderwahllokalen w urden jedoch zwei gleich­
farb ige Zettel ausgegeben. H ier w aren auch zwei W ahl­
urnen vorhanden, w ährend bei uns nu r eine W ahlurne 
fü r  beide V ertretungen aufgestellt w ar. Aus dem 
Sonderwahllokal weiß ich, daß es Schwierigkeiten gab, 
weil der W ahlvorsteher m ehrfach die zusam m engefal­
te ten  W ahlzettel aufm achen wollte, um  angeblich fe s t­
zustellen, in welche W ahlurne sie gehörten.
Die vorstehenden Angaben entsprechen den Tatsachen. 
Auf V erlangen bin ich bereit, die Angaben an  Eides 
S ta tt zu versichern.

v. g. u.

gez. U nterschrift gez. U nterschrift
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Berlin, den 24. 6.1957

E s erscheint H err N. N. und gibt folgendes an:

Ich bin bei der D urchführung der W ahlen zu den ö rt­
lichen V olksvertretungen am  23. Juni 1957 als Beisitzer 
im  V orstand eines Stim m bezirkes tä tig  gewesen. In 
dieser E igenschaft habe ich den A blauf der W ahlhand­
lung und die Stim m enauszählung m iterlebt. Aus m einer 
E rfah rung  aus dieser T ätigkeit erk läre  ich folgendes 
zu Protokoll:

Bei der Stim m enauszählung w urden nicht alle Stim m ­
zettel, die durchgekreuzt, durchgestrichen oder sonst 
im  verneinenden Sinne gekennzeichnet waren, als un­
gültige bzw. als Gegenstim men gew ertet. W enn die 
übrigen M itglieder des W ahlvorstandes solche Stim m ­
zettel als ungültig  eingruppieren wollten, w idersprach 
der W ahlvorsteher. Im  W ahlvorstand überwogen die 
M itglieder der SED, so daß jeder gewünschte Beschluß 
des W ahlvorstandes gefaß t werden konte.

Zusam m engefaßt kann ich sagen, daß au f W eisung des 
W ahlvorstandes die Stim m zettel, die an  sich ungültig 
gewesen wären, wie folgt gew ertet werden m ußten:
a) ein durchgekreuzter Stim m zettel, der n icht voll den 

Nam en jedes aufgeführten  K andidaten erfaßte, son­
dern etw a unten den N am en eines Nachfolgekandi­
daten unberührt ließ, m ußte als gültig  und zustim ­
mend angesehen werden.

b) Stim m zettel, auf denen der N am e jedes einzelnen 
K andidaten durchgestrichen w ar, m ußten ebenfalls 
als gü ltig  und zustim m end gezählt werden, wenn 
in der Eile der Nam e eines K andidaten offen blieb 
bzw. der Nam e eines K andidaten n icht durchge­
strichen, sondern versehentlich un terstrichen w ar.

N icht in  meinem W ahllokal, aber von vertrauensw ür­
diger Seite berichtet, weiß ich, daß auch Angehörige, 
die m it dem Personalausw eis w eiterer Fam ilienm it­
glieder kam en, fü r  diese die Stim m zettel em pfangen 
und abgeben durften.

Die vorstehenden Angaben entsprechen den Tatsachen. 
Auf Verlangen w äre ich bereit, die R ichtigkeit an  Eides 
S ta tt zu versichern.

v. g. u.

gez. U n terschrift gez. U nterschrift

B. Verletzung des Rechts auf Freiheit und Sicherheit 
der Person

Spitzelwerbung und S pitzeltätigkeit

Ein totalitäres, nicht vom Willen der Bevölkerung ge­
tragenes Regime wird stets versuchen, seinen Bestand 
mit allen ihm zweckmäßig erscheinenden Mitteln zu 
festigen. So geschieht es auch in der Sowjetzone. Frei von 
moralischer Selbstbeschränkung mißachten die Macht­
haber die den Bürgern papiermäßig zugesicherten Grund­
rechte. In krassem Widerspruch zu elementaren Begriffen 
rechtsstaatlicher Ordnung wird der Bevölkerung das 
Recht auf individuelle Gestaltung des Eigenlebens und 
auf Äußerung einer eigenen Meinung in jeglicher Form 
entzogen, um oppositionelle Regungen zu unterbinden. 
Dazu bedarf es eines umfassenden geheimen Über­
wachungsapparates. Käufliche Zuträger allein reichen 
bei weitem nicht aus. Daher werden Menschen gegen 
ihren Willen unter Anwendung von List und Drohung 
zu Spitzeldiensten genötigt.

Das Ministerium für Staatssicherheit —  im folgenden 
SSD genannt —  hatte sich nach dem sowjetischen Vor­
bild des MGB bzw. MWD unter seinem Leiter Zaisser 
zunächst einen Apparat von etwa 50 000 Spitzeln auf­
gebaut. Nach dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953 
wurde dieser unter dem neuen Chef Wollweber ver­
doppelt.

Unter ihm begann jedoch insoweit eine grundlegende 
Änderung des Spitzelsystems, als eine Aufgabenteilung 
erfolgte. Neben dem SSD hatten die sogenannten Ab­
schnittsbevollmächtigten und die Kriminalabteilungen 
der „Volkspolizei“ bei den Bezirksverwaltungen und 
Kreisämtern (BDVP und VPKA) eigene Zuträger­
apparate aufzubauen. Ziel der Aufgabenteilung ist nicht 
nur eine Perfektion der Überwachung der Zonenbevöl­
kerung, sondern auch gesteigerte Agententätigkeit des 
SSD in der westlichen Welt. Es bleibt abzuwarten, ob 
der Staatssicherheitsdienst unter dem Nachfolger Woll- 
bers, Mielke, die herkömmliche Art der Werbung von 
Militär- und Werkspionen beibehält. Bis heute sind keine 
wesentlichen Veränderungen festzustellen.
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